
Neukundenformular

api Österreich GmbH

Wir freuen uns, Sie als neuen Kunden bei der api Österreich GmbH begrüßen zu dürfen.

Bitte füllen Sie folgende Felder aus, um Ihre Registrierung auf dem schnellsten Wege abwickeln zu können. 

Firmenname

Firmierung

Ust.-Id.-Nr.

Geschäftsführer

Ansprechpartner

Einkauf

Straße/Hausnr.

PLZ/Ort

Tel.

Mail

für Rechnungsversand

Homepage

1



Aus rechtlichen Gründen benötigen wir von Ihnen eine Einverständniserklärung, dass wir Ihnen re-

gelmäßig Informationen per Mail zusenden dürfen. 

Sie können diese später jederzeit widerrufen. Bitte geben Sie uns die entsprechende Mail Adresse 

(n) bekannt.

Mail Adresse(n)

Ich habe die AGB der api Österreich GmbH gelesen und zur Kenntnis genommen. (AGB siehe ab Seite 3)

Datum / Ort

Unterschrift

 

Um Ihre Kundenanlage abschließen zu können, schicken Sie uns bitte dieses ausgefüllte Formular, 

zusammen mit Ihrem Gewerbenachweis, per Mail an:

api Österreich GmbH

Wienerstrasse 111-115 / 1.2.F. 

A-2700 Wiener Neustadt 

Tel: +43 (0) 2622 90 834 0 

www.api-oesterreich.at 

vertrieb@api-oesterreich.at
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ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN 

(B2B)

1. Allgemeines

1.1. Die folgenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen gelten für alle Geschäftsbeziehungen zwi-
schen der api Österreich GmbH (FN 447823p), im Folgenden kurz „api“ genannt, und dem Kunden.
Maßgeblich ist jeweils die zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses gültige Fassung. 
1.2. Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen werden, 
selbst bei Kenntnis, nicht Vertragsbestandteil, es sei denn, ihrer Geltung wird ausdrücklich zuge-
stimmt. Einem entgegenstehenden Abtretungsverbot wird hiermit ausdrücklich widersprochen.

2. Datenschutz

2.1. api wird beim Umgang mit personenbezogenen Daten die Vorschriften des Datenschutzgeset-
zes und des Telekommunikationsgesetzes beachten und die für den Datenschutz im Verantwor-
tungsbereich von api erforderlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen treffen. api ver-
pflichtet sich und insbesondere seine Mitarbeiter, die Bestimmungen gemäß § 15 des Datenschutz-
gesetzes einzuhalten. 
2.2. Der Kunde stimmt ausdrücklich zu, dass die vom Kunden bekannt gegebenen Daten (Firmen-
name, Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefonnummer, Umsatz- und Produktdaten) durch api zum Zwe-
cke der - auch künftigen - Vertragsabwicklung sowie zu Marketingzwecken elektronisch verarbeitet
und gespeichert werden. Ferner dürfen diese Daten an die Hersteller erworbener Produkte weiterge-
geben werden, insbesondere zur Evaluierung von Jahreszielen oder zur Berechnung von Bonifikati-
onen. 
2.3. Mit Abschluss des Vertrags erteilt der Kunde seine Zustimmung, dass die Daten aus diesem 
Geschäftsfall auch an Dritte, welche bei der Abwicklung dieses Vertrages eingebunden werden, 
übermittelt werden dürfen.
2.4. Der Kunde wird ausdrücklich darauf aufmerksam gemacht, dass diese Zustimmung jederzeit 
schriftlich widerrufen werden kann.

3. Vertragsabschluss

3.1. Die Angebote von api sind freibleibend und unverbindlich, technische sowie sonstige Ände-
rungen bleiben im Rahmen des Zumutbaren vorbehalten. 
3.2. Mit der Bestellung erklärt der Kunde verbindlich sein Vertragsanbot. 
3.3. api ist berechtigt, das in der Bestellung liegende Vertragsanbot innerhalb von zwei Wochen 
anzunehmen. 
3.4. Der Vertragsabschluss erfolgt unter dem Vorbehalt, im Falle nicht richtiger oder nicht ord-
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nungsgemäßer Selbstbelieferung nicht oder nur teilweise zu leisten. Im Falle der Nichtverfügbarkeit
oder nur teilweisen Verfügbarkeit der Ware wird der Kunde unverzüglich informiert. Die Gegen-
leistung wird unverzüglich rückerstattet.

4. Eigentumsvorbehalt

4.1. api behält sich das Eigentum an der Ware bis zur vollständigen Zahlung des Kaufpreises vor.
4.2. Der Kunde ist verpflichtet, die Ware während des Bestehens des Eigentumsvorbehaltes pfleg-
lich zu behandeln. Der Kunde hat einen Besitzwechsel der Ware sowie den eigenen Anschrifts-
wechsel unverzüglich anzuzeigen. Der Kunde hat api alle Schäden und Kosten zu ersetzen, die 
durch einen Verstoß gegen diese Verpflichtungen und durch erforderliche Interventionsmaßnahmen
gegen Zugriffe Dritter auf die Ware entstehen.
4.3. api ist berechtigt, bei vertragswidrigem Verhalten des Kunden, insbesondere bei Zahlungsver-
zug, vom Vertrag zurückzutreten und die Ware heraus zu verlangen.
4.4. Der Kunde ist berechtigt, die Ware im ordentlichen Geschäftsgang weiter zu veräußern. Er 
tritt api bereits jetzt alle Forderungen in Höhe des Rechnungsbetrages ab, die ihm durch die Weiter-
veräußerung gegen einen Dritten erwachsen und verpflichtet sich, einen entsprechenden Vermerk in
seinen Büchern oder auf seinen Fakturen anzubringen. api nimmt die Abtretung an. Nach der Abtre-
tung ist der Kunde zur Einziehung der Forderung ermächtigt. api behält sich vor, die Forderung 
selbst einzuziehen, sobald der Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen nicht ordnungsgemäß nach-
kommt und in Zahlungsverzug gerät.
4.5. Die Be- und Verarbeitung der Ware erfolgt stets im Namen und im Auftrag von api. Erfolgt 
eine Verarbeitung der Ware, so erwirbt api an der neuen Sache das Miteigentum im Verhältnis zum 
Wert der von api gelieferten Ware. Dasselbe gilt, wenn die Ware mit anderen api nicht gehörigen 
Gegenständen verarbeitet oder vermischt wird.

5. Vergütung

5.1. Sämtliche mündlich oder schriftlich veröffentlichten Preisangaben sind unverbindlich. Der 
Preis versteht sich zuzüglich Versandkosten, Verpackungs- und Versicherungskosten. Eine Versiche-
rung der Ware erfolgt nur auf ausdrücklichen Wunsch des Kunden und auf dessen Kosten.
5.2. Der Kunde verpflichtet sich, nach Erhalt der Ware innerhalb des vereinbarten Zahlungszieles 
den Preis zu zahlen.
5.3. Im Falle des Verzugs mit mehr als einer Verbindlichkeit sind die gesamten Forderungen gegen 
den Kunden sofort zur Zahlung fällig.

6. Abtretung

6.1. api ist berechtigt, die Ansprüche aus der Geschäftsverbindung mit dem Kunden abzutreten. 
Die Forderungen der api sind an die BFS finance GmbH, D-33415 Verl, abgetreten, Zahlungen 
können mit schuldbefreiender Wirkung nur an die BFS finance GmbH erfolgen. Die Bankverbin-
dung ist dem Hinweis auf der Rechnung zu entnehmen.
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7. Gefahrenübergang

7.1. Versand und Abholung der Waren erfolgt auf Gefahr des Kunden. Die Gefahr des zufälligen 
Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Ware geht mit der Übergabe, beim Versen-
dungskauf mit der Übergabe an den zur Ausführung der Versendung bestimmten Dritten auf den 
Kunden über. 
7.2. Beim Download und beim Versand von Daten via Internet geht die Gefahr des Untergangs 
und der Veränderung der Daten mit überschreiten der Netzwerkschnittstelle auf den Kunden über.

8. Leistungsstörungen

8.1. Der Kunde muss die gelieferte Ware innerhalb einer angemessenen Frist auf Mängel untersu-
chen und api die Mängel innerhalb einer Frist von zwei Wochen ab Empfang der Ware schriftlich 
anzeigen; andernfalls ist die Geltendmachung des Gewährleistungsanspruches ausgeschlossen. 
8.2. api behält sich das Recht zur Nachbesserung, auch zum wiederholten Male und zur Ersatzlie-
ferung vor. Von der Gewährleistung sind vom Kunden oder sonstigen Dritten durch unsachgemäße 
Behandlung oder Eingriffe verursachte Mängel ausgenommen. Im Falle von Reklamationen ist der 
Kunde verpflichtet, den Mangel exakt zu beschreiben. Das Entfernen von Markierungen, Aufkle-
bern und anderen zur Identifizierung benötigten Kennzeichnungen auf der Ware führt zum Verlust 
der Ansprüche auf Gewährleistungen. 
8.3. Verdeckte Mängel sind api innerhalb einer Frist von einer Woche ab Entdeckung schriftlich 
anzuzeigen. 
8.4. Den Kunden trifft die volle Beweislast für sämtliche Anspruchsvoraussetzungen, insbesondere
für den Mangel selbst, für den Zeitpunkt der Feststellung des Mangels und für die Rechtzeitigkeit 
der Mängelrüge. 
8.5. Die mangelhafte Ware ist unverzüglich an api zurückzusenden. Sofern kein Mangel vorliegt, 
sind die Versand- und Verpackungskosten für den Transport vom Kunden zu tragen bzw zu erset-
zen. 
8.6. Transportschäden sind unverzüglich dem Transportführer anzuzeigen, die Verpackung ist in 
diesem Fall bis auf weiteres zur Sicherung etwaiger Ansprüche des Kunden aufzubewahren.

9. Haftungsbeschränkungen

9.1. Außerhalb des Anwendungsbereichs des Produkthaftungsgesetzes beschränkt sich die Haftung
von api auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Die Haftung für leichte Fahrlässigkeit, der Ersatz von
Folgeschäden und Vermögensschäden, mittelbaren oder unmittelbaren Schäden, ist ausgeschlossen. 
9.2. api haftet nur für eigene Inhalte auf der Website ihres Online-Shops. Soweit api mit Links den 
Zugang zu anderen Websites ermöglicht, ist api für die dort enthaltenen fremden Inhalte nicht ver-
antwortlich.
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10. Schlussbestimmungen

10.1. Es gilt österreichisches Recht unter Ausschluss der Verweisnormen des internationalen Pri-
vatrechts. Die Bestimmungen des UN-Kaufrechts finden keine Anwendung. 
10.2. Als Gerichtsstand für alle sich mittelbar oder unmittelbar aus dem Vertrag ergebenden Strei-
tigkeiten wird das für den Sitz der api örtlich und sachlich zuständige österreichische Gericht ver-
einbart.
10.3. Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages mit dem Kunden einschließlich dieser Allge-
meinen Geschäftsbedingungen ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, so wird hierdurch 
die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die ganz oder teilweise unwirksame Rege-
lung wird durch eine Reglung ersetzt, deren wirtschaftlicher Erfolg dem der unwirksamen mög-
lichst nahe kommt.

Stand: April 2018
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Auftragsverarbeitungsvertrag nach Art. 28 Abs. 3 DS-GVO 
 
Auftraggeber (Verantwortlicher): 
 
_________________________________________________________________________________________________ 

 
Auftragnehmer (Auftragsverarbeiter):  

api Österreich GmbH, Wienerstraße 111-115/1.2.F., A-2700 Wiener Neustadt 

 
1. Gegenstand und Dauer der Vereinbarung 
 
Der Auftrag umfasst Folgendes: 

 

 Übermittlung von Daten zur Abwicklung von Kundenaufträgen, dies beinhaltet Übermittlung 

personenbezogener Daten im Fall des Versandes im Namen des Auftraggebers, im Falle von 

Projektanfragen und Gewährleistungs- und Garantieabwicklung einschließlich Weiterleitung an 

den Hersteller oder dessen Beauftragten   

 Fernwartung von Anwendungssoftware 

 Hosting von Servern und Anwendungen sowie Telekommunikationsanlagen 

 ______________________________________________________________ 
 

Der Auftragnehmer verarbeitet dabei personenbezogene Daten für den Auftraggeber im Sinne von 

Art. 4 Nr. 2 und Art. 28 DS-GVO auf Grundlage dieses Vertrages. 

 

Die vertraglich vereinbarte Dienstleistung wird ausschließlich in einem Mitgliedsstaat der Europäischen 

Union oder in einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erbracht. 

Jede Verlagerung der Dienstleistung oder von Teilarbeiten dazu in ein Drittland bedarf der vorherigen 

Zustimmung des Auftraggebers und darf nur erfolgen, wenn die besonderen Voraussetzungen der Art. 

44 ff. DS-GVO erfüllt sind (z. B. Angemessenheitsbeschluss der Kommission, 

Standarddatenschutzklauseln, genehmigte Verhaltensregeln). 
 
Dauer des Auftrags 
Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Kündigungsfrist ist ein Monat zum Monatsende. 

 

Der Auftraggeber kann den Vertrag jederzeit ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn ein 
schwerwiegender Verstoß des Auftragnehmers gegen Datenschutzvorschriften oder die Bestimmungen 

dieses Vertrages vorliegt, der Auftragnehmer eine Weisung des Auftraggebers nicht ausführen kann 

oder will oder der Auftragnehmer Kontrollrechte des Auftraggebers vertragswidrig verweigert. 

Insbesondere die Nichteinhaltung der in diesem Vertrag vereinbarten und aus Art. 28 DS-GVO 

abgeleiteten Pflichten stellt einen schweren Verstoß dar. 
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2. Art und Zweck der Verarbeitung, Art der personenbezogenen Daten sowie 
Kategorien betroffener Personen: 
 

 
Art der Verarbeitung (entsprechend der Definition von Art. 4 Nr. 2 DS-GVO): 
 

Speicherung und Verarbeitung zur Durchführung des Auftrags und des Versands und der 
auftragsbezogenen Kommunikation, soweit nötig Weiterleitung an den Hersteller 
 
Art der personenbezogenen Daten (entsprechend der Definition von Art. 4 Nr. 1, 13, 14 
und 15 DSGVO): 
 

Name, Anschrift, Telefonnummer, Emailadresse, Vertragsabrechnungs- und Zahlungsdaten 
 

 
Kategorien betroffener Personen (entsprechend der Definition von Art. 4 Nr. 1 DS-GVO): 

 
Kunden, Interessenten, Abonnenten, Beschäftigte, Lieferanten, Handelsvertreter, Ansprechpartner 

______________________________________________________________ 
 

 
3. Rechte und Pflichten sowie Weisungsbefugnisse des Auftraggebers 
Für die Beurteilung der Zulässigkeit der Verarbeitung gemäß Art. 6 Abs. 1 DS-GVO sowie für die 
Wahrung der Rechte der betroffenen Personen nach den Art. 12 bis 22 DS-GVO ist allein der 

Auftraggeber verantwortlich. Gleichwohl ist der Auftragnehmer verpflichtet, alle solche Anfragen, 

sofern sie erkennbar ausschließlich an den Auftraggeber gerichtet sind, unverzüglich an diesen 

weiterzuleiten.  

 

Änderungen des Verarbeitungsgegenstandes und Verfahrensänderungen sind gemeinsam zwischen 

Auftraggeber und Auftragnehmer abzustimmen und schriftlich oder in einem dokumentierten 

elektronischen Format festzulegen. 

 

Der Auftraggeber erteilt alle Aufträge, Teilaufträge und Weisungen in der Regel schriftlich oder in  
einem dokumentierten elektronischen Format. Mündliche Weisungen sind unverzüglich schriftlich 

oder in einem dokumentierten elektronischen Format zu bestätigen. 

 

Der Auftraggeber ist berechtigt, sich wie unter Nr. 5 festgelegt vor Beginn der Verarbeitung und sodann 

regelmäßig in angemessener Weise von der Einhaltung der beim Auftragnehmer getroffenen 

technischen und organisatorischen Maßnahmen sowie der in diesem Vertrag festgelegten 

Verpflichtungen zu überzeugen. 
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Der Auftraggeber informiert den Auftragnehmer unverzüglich, wenn er Fehler oder  

Unregelmäßigkeiten bei der Prüfung der Auftragsergebnisse feststellt. 

 

Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertragsverhältnisses erlangten Kenntnisse von 

Geschäftsgeheimnissen und Datensicherheitsmaßnahmen des Auftragnehmers vertraulich zu 

behandeln. Diese Verpflichtung bleibt auch nach Beendigung dieses Vertrages bestehen. 

 
4. Pflichten des Auftragnehmers 
Der Auftragnehmer verarbeitet personenbezogene Daten ausschließlich im Rahmen der getroffenen 

Vereinbarungen und nach Weisungen des Auftraggebers, sofern er nicht zu einer anderen Verarbeitung 

durch das Recht der Union oder der Mitgliedstaaten, dem der Auftragsverarbeiter unterliegt, hierzu 
verpflichtet ist (z. B. Ermittlungen von Strafverfolgungs- oder Staatsschutzbehörden); in einem solchen 

Fall teilt der Auftragsverarbeiter dem Verantwortlichen diese rechtlichen Anforderungen vor der 

Verarbeitung mit, sofern das betreffende Recht eine solche Mitteilung nicht wegen eines wichtigen 

öffentlichen Interesses verbietet (Art. 28 Abs. 3 Satz 2 lit. a DS-GVO). 

 

Der Auftragnehmer verwendet die zur Verarbeitung überlassenen personenbezogenen Daten für 

keine anderen, insbesondere nicht für eigene Zwecke. Kopien oder Duplikate der personenbezogenen 

Daten werden ohne Wissen des Auftraggebers nicht erstellt. 

 

Der Auftragnehmer sichert im Bereich der auftragsgemäßen Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten die vertragsgemäße Abwicklung aller vereinbarten Maßnahmen zu. Er sichert zu, dass die für 

den Auftraggeber verarbeiteten Daten von sonstigen Datenbeständen strikt getrennt werden. 

Die Datenträger, die vom Auftraggeber stammen bzw. für den Auftraggeber genutzt werden, werden 

besonders gekennzeichnet. Eingang und Ausgang sowie die laufende Verwendung werden 

dokumentiert. 

 

Bei der Erfüllung der Rechte der betroffenen Personen nach Art. 12 bis 22 DS-GVO durch den 

Auftraggeber, an der Erstellung der Verzeichnisse von Verarbeitungstätigkeiten sowie bei 

erforderlichen Datenschutz-Folgeabschätzungen des Auftraggebers hat der Auftragnehmer im 

notwendigen Umfang mitzuwirken und den Auftraggeber soweit möglich angemessen zu unterstützen 
(Art. 28 Abs. 3 Satz 2 lit e und f DS-GVO).  

 

Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber unverzüglich darauf aufmerksam machen, wenn eine vom 

Auftraggeber erteilte Weisung seiner Meinung nach gegen gesetzliche Vorschriften verstößt (Art. 28 

Abs. 3 Satz 3 DS-GVO). Der Auftragnehmer ist berechtigt, die Durchführung der entsprechenden 

Weisung solange auszusetzen, bis sie durch den Verantwortlichen beim Auftraggeber nach Überprüfung 

bestätigt oder geändert wird. 
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Der Auftragnehmer hat personenbezogene Daten aus dem Auftragsverhältnis zu berichtigen, zu löschen 

oder deren Verarbeitung einzuschränken, wenn der Auftraggeber dies mittels einer Weisung 

verlangt und berechtigte Interessen des Auftragnehmers dem nicht entgegenstehen. 

 

Auskünfte über personenbezogene Daten aus dem Auftragsverhältnis an Dritte oder den Betroffenen  

darf der Auftragnehmer nur nach vorheriger Weisung oder Zustimmung durch den Auftraggeber 

erteilen. 

 

Der Auftragnehmer erklärt sich damit einverstanden, dass der Auftraggeber - grundsätzlich nach 
Terminvereinbarung - berechtigt ist, die Einhaltung der Vorschriften über Datenschutz und 

Datensicherheit sowie der vertraglichen Vereinbarungen im angemessenen und erforderlichen Umfang 

selbst oder durch vom Auftraggeber beauftragte Dritte zu kontrollieren, insbesondere durch die 

Einholung von Auskünften und die Einsichtnahme in die gespeicherten Daten und die 

Datenverarbeitungsprogramme sowie durch Überprüfungen und Inspektionen vor Ort (Art. 28 Abs. 3 

Satz 2 lit. H DS-GVO). Der Auftragnehmer sichert zu, dass er, soweit erforderlich, bei diesen Kontrollen 

unterstützend mitwirkt. Hierzu wird eine Ankündigungsfrist von vier Wochen vereinbar, die 

Kontaktaufnahme hierzu soll per Email an dsb@api.de erfolgen.  

 

Der Auftragnehmer bestätigt, dass ihm die für die Auftragsverarbeitung einschlägigen 
datenschutzrechtlichen Vorschriften der DS-GVO bekannt sind.  

 

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, bei der auftragsgemäßen Verarbeitung der personenbezogenen 

Daten des Auftraggebers die Vertraulichkeit zu wahren. Diese besteht auch nach Beendigung des 

Vertrages fort. 

 

Der Auftragnehmer sichert zu, dass er die bei der Durchführung der Arbeiten beschäftigten 

Mitarbeitervor Aufnahme der Tätigkeit mit den für sie maßgebenden Bestimmungen des Datenschutzes 

vertraut macht und für die Zeit ihrer Tätigkeit wie auch nach Beendigung des 

Beschäftigungsverhältnisses in geeigneter Weise zur Verschwiegenheit verpflichtet (Art. 28 Abs. 3 Satz 2 
lit. b und Art. 29 DSGVO). 

Der Auftragnehmer überwacht die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorschriften in seinem 

Betrieb. Beim Auftragnehmer ist als Beauftragte(r) für den Datenschutz Herr/Frau 
 

Roland Breda, externer Datenschutzbeauftragter, Tel. 02433 4641 

 

bestellt. Ein Wechsel des Datenschutzbeauftragten ist dem Auftraggeber unverzüglich mitzuteilen. 
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5. Mitteilungspflichten des Auftragnehmers bei Störungen der Verarbeitung und 
bei Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten 
 

Der Auftragnehmer teilt dem Auftraggeber unverzüglich Störungen, Verstöße des Auftragnehmers 
oder der bei ihm beschäftigten Personen sowie gegen datenschutzrechtliche Bestimmungen oder die 

im Auftrag getroffenen Festlegungen sowie den Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder 

Unregelmäßigkeiten bei der Verarbeitung personenbezogener Daten mit. Dies gilt vor allem auch im 

Hinblick auf eventuelle Melde- und Benachrichtigungspflichten des Auftraggebers nach Art. 33 und 

Art.34 DS-GVO. Der Auftragnehmer sichert zu, den Auftraggeber erforderlichenfalls bei seinen Pflichten 

nach Art. 33 und 34 DS-GVO angemessen zu unterstützen (Art. 28 Abs. 3 Satz 2 lit. f DS-GVO). 

Meldungen nach Art. 33 oder 34 DS-GVO für den Auftraggeber darf der Auftragnehmer nur nach 

vorheriger Weisung gem. Ziff. 4 dieses Vertrages durchführen. 

 
6. Unterauftragsverhältnisse mit Subunternehmern (Art. 28 Abs. 3 Satz 2 lit. d DS-
GVO) 
 
Die Beauftragung von Subunternehmern zur Verarbeitung von Daten des Auftraggebers ist dem 

Auftragnehmer nur mit Genehmigung des Auftraggebers gestattet, Art. 28 Abs. 2 DS-GVO. Die 

Zustimmung kann nur erteilt werden, wenn der Auftragnehmer dem Auftraggeber Namen 

und Anschrift sowie die vorgesehene Tätigkeit des Subunternehmers mitteilt. Außerdem muss der 

Auftragnehmer dafür Sorge tragen, dass er den Subunternehmer unter besonderer Berücksichtigung 

der Eignung der von diesem getroffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen im Sinne 

von Art. 32 DS-GVO sorgfältig auswählt. Die relevanten Prüfunterlagen dazu sind dem Auftraggeber 

auf Anfrage zur Verfügung zu stellen. 

 

Eine Beauftragung von Subunternehmern in Drittstaaten darf nur erfolgen, wenn die besonderen 
Voraussetzungen der Art. 44 ff. DS-GVO erfüllt sind (z. B. Angemessenheitsbeschluss der Kommission, 

Standarddatenschutzklauseln, genehmigte Verhaltensregeln). 

 

Der Auftragnehmer hat vertraglich sicherzustellen, dass die vereinbarten Regelungen zwischen 

Auftraggeber und Auftragnehmer auch gegenüber Subunternehmern gelten. In dem Vertrag mit dem 

Subunternehmer sind die Angaben so konkret festzulegen, dass die Verantwortlichkeiten des 

Auftragnehmers und des Subunternehmers deutlich voneinander abgegrenzt werden. Werden mehrere 

Subunternehmer eingesetzt, so gilt dies auch für die Verantwortlichkeiten zwischen diesen 

Subunternehmern. Insbesondere muss der Auftraggeber berechtigt sein, im Bedarfsfall angemessene 

Überprüfungen und Inspektionen, auch vor Ort, bei Subunternehmern durchzuführen oder durch von 
ihm beauftragte Dritte durchführen zu lassen. 
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Vertrag mit dem Subunternehmer muss schriftlich abgefasst werden, was auch in einem elektronischen 
Format erfolgen kann (Art. 28 Abs. 4 und Abs. 9 DS-GVO). 

 

Die Weiterleitung von Daten an den Subunternehmer ist erst zulässig, wenn der Subunternehmer die 

Verpflichtungen nach Art. 29 und Art. 32 Abs. 4 DS-GVO bezüglich seiner Beschäftigten erfüllt hat. 

 

Der Auftragnehmer hat die Einhaltung der Pflichten des/der Subunternehmer(s) durch Überprüfung der 

technischen und organisatorischen Maßnahmen sowie der Weisungsberechtigung zu überpprüfen. 

 

Das Ergebnis der Überprüfungen ist zu dokumentieren und dem Auftraggeber auf Verlangen zugänglich 
zu machen. 

 

 

Der Auftragnehmer haftet gegenüber dem Auftraggeber dafür, dass der Subunternehmer den 

Datenschutzpflichtennachkommt, die ihm durch den Auftragnehmer im Einklang mit dem vorliegenden 

Vertragsabschnitt vertraglich auferlegt wurden. 

 

Zurzeit sind für den Auftragnehmer die in Anlage 1 mit Namen, Anschrift und Auftragsinhalt 

bezeichneten Subunternehmer mit der Verarbeitung von personenbezogenen Daten in dem dort 

genannten Umfang beschäftigt. Mit deren Beauftragung erklärt sich der Auftraggeber einverstanden. 
 

Der Auftragsverarbeiter informiert den Verantwortlichen immer über jede beabsichtigte Änderung in 

Bezug auf die Hinzuziehung neuer oder die Ersetzung bisheriger Subunternehmer, wodurch der 

Auftraggeber die Möglichkeit erhält, gegen derartige Änderungen Einspruch zu erheben (§ 28 Abs. 2 

Satz2 DS-GVO). 

 

 
7. Technische und organisatorische Maßnahmen nach Art. 32 DS-GVO (Art. 28 
Abs. 3 Satz 2 lit. c DS-GVO) 
 

Es wird für die konkrete Auftragsverarbeitung ein dem Risiko für die Rechte und Freiheiten der von 

der Verarbeitung betroffenen natürlichen Personen angemessenes Schutzniveau gewährleistet. Dazu 

werden die Schutzziele von Art. 32 Abs. 1 DS-GVO, wie Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit 
der Systeme und Dienste sowie deren Belastbarkeit in Bezug auf Art, Umfang, Umstände und Zweck 

der Verarbeitungen derart berücksichtigt, dass durch geeignete technische und organisatorische 

Abhilfemaßnahmen das Risiko auf Dauer eingedämmt wird. 
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Für die auftragsgemäße Verarbeitung personenbezogener Daten wird die Methodik Privacy Impact 

Assessment (PIA)zur Risikobewertung verwendet, welche die Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere 

der Risiken für die Rechte und Freiheiten berücksichtigt.  
 

Das im Anhang 1 beschriebene Datenschutzkonzept stellt die Auswahl der technischen und 

organisatorischen Maßnahmen passend zum ermittelten Risiko unter Berücksichtigung der Schutzziele 

nach Stand der Technik detailliert und unter besonderer Berücksichtigung der eingesetzten IT Systeme 

und Verarbeitungsprozesse beim Auftragnehmer dar. 

 

Der Auftragnehmer hat bei gegebenem Anlass, mindestens aber jährlich, eine Überprüfung, 

Bewertung und Evaluation der Wirksamkeit der technischen und organisatorischen Maßnahmen 

zur Gewährleistung der Sicherheit der Verarbeitung durchzuführen (Art. 32 Abs. 1 lit. d DS-GVO).  
 

Für die Sicherheit erhebliche Entscheidungen zur Organisation der Datenverarbeitung und zu den 

angewandten Verfahren sind zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber abzustimmen. 

Soweit die beim Auftragnehmer getroffenen Maßnahmen den Anforderungen des Auftraggebers 

nicht genügen, benachrichtigt er den Auftraggeber unverzüglich. 

 

Die Maßnahmen beim Auftragnehmer können im Laufe des Auftragsverhältnisses der technischen 

und organisatorischen Weiterentwicklung angepasst werden, dürfen aber die vereinbarten Standards 

nicht unterschreiten. 

 
Wesentliche Änderungen muss der Auftragnehmer mit dem Auftraggeber in dokumentierter Form 

(schriftlich, elektronisch) abstimmen. Solche Abstimmungen sind für die Dauer dieses Vertrages 

aufzubewahren. 

 
 
 
8. Verpflichtungen des Auftragnehmers nach Beendigung des Auftrags, Art. 28 
Abs. 3 Satz 2 lit. g DS-GVO 
 

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten hat der Auftragnehmer sämtliche in seinen Besitz sowie 

an Subunternehmen gelangte Daten, Unterlagen und erstellte Verarbeitungs- oder Nutzungsergebnisse, 

die im Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis stehen,  

 

dem Auftraggeber auszuhändigen oder datenschutzgerecht zu löschen bzw. zu vernichten/vernichten 
zu lassen. 

 

Die Löschung bzw. Vernichtung ist dem Auftraggeber mit Datumsangabe schriftlich oder in einem 

dokumentierten elektronischen Format zu bestätigen. 
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9. Sonstiges 
Vereinbarungen zu den technischen und organisatorischen Maßnahmen sowie Kontroll- und 
Prüfungsunterlagen (auch zu Subunternehmen) sind von beiden Vertragspartnern für ihre 

Geltungsdauer und anschließend noch für drei volle Kalenderjahre aufzubewahren. 

 

Für Nebenabreden ist grundsätzlich die Schri form oder ein dokum rtes elektronisches Format 

erforderlich. 

 

Sollte das Eigentum oder die zu verarbeitenden personenbezogenen Daten des Au ggebers beim 

Au gnehmer durch Maßnahmen Dri er (etwa durch Pfändung oder Beschlagnahme), durch ein 

Insolvenz- oder Vergleichsverfahren oder durch sons ge Ereignisse gefährdet werden, so hat der 

Au gnehmer den Au aggeber unverzüglich zu verständigen. 
 

Die Einrede des Zurückbehaltungsrechts i. S. v. § 273 BGB wird hinsichtlich der für den Au ggeber 

verarbeiteten Daten und der zugehörigen Datenträger ausgeschlossen. 

 

Sollten einzelne Teile dieser Vereinbarung unwirksam sein, so berührt dies die Wirksamkeit der 

Vereinbarung im Übrigen nicht. 
 
 
Datum: 
 
Unterschriften 

                            
_________________________________________________________________________________________________  

      Au gnehmer  
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